
P . b . b . Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

743

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1992 Ausgegeben am 19. März 1992 57. Stück

148. Bundesverfassungsgesetz: Verbotsgesetz-Novelle 1992
(NR: GP XVIII IA 253/A AB 387 S. 59. BR: AB 4218 S. 550.)

149 . Bundesgesetz: Zivilrechtliche Durchführung des Embargos gegen den Irak
(NR: GP XVIII RV 275 AB 388 S. 59. BR: AB 4220 S. 550.)

148. Bundesverfassungsgesetz, mit dem das
Verbotsgesetz geändert wird (Verbotsgesetz-

Novelle 1992)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Verfassungsgesetz vom 8. Mai 1945, StGBl.
Nr. 13, über das Verbot der NSDAP (Verbotsge-
setz) in der Fassung der Verfassungsgesetze StGBl.
Nr. 127/1945 und BGBl. Nr. 16/1946, der Bundes-
verfassungsgesetze BGBl. Nr. 177/1946, 25/1947
und 82/1957 sowie der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 285/1955, 74/1968 und 422/1974 wird wie
folgt geändert:

1. In den §§ 3 a, 3 e Abs. 1 und 3 f werden jeweils
vor den Worten „lebenslanger Freiheitsstrafe" die
Worte „Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig
Jahren, bei besonderer Gefährlichkeit des Täters
oder der Betätigung auch mit" eingefügt.

2. In den §§ 3 b und 3 d treten jeweils an die Stelle
der Worte „Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig
Jahren" die Worte „Freiheitsstrafe von fünf bis zu
zehn Jahren, bei besonderer Gefährlichkeit des
Täters oder der Betätigung bis zu zwanzig Jahren,".

3. Der bisherige § 3 g Abs. 1 erhält die Bezeich-
nung „§ 3 g"; in diesem treten an die Stelle der
Worte „Freiheitsstrafe von 5 bis 10 Jahren" die
Worte „Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn
Jahren".

4. Nach dem neuen § 3 g wird folgender § 3 h
eingefügt:

„§ 3 h. Nach § 3 g wird auch bestraft, wer in
einem Druckwerk, im Rundfunk oder in einem
anderen Medium oder wer sonst öffentlich auf eine
Weise, daß es vielen Menschen zugänglich wird,
den nationalsozialistischen Völkermord oder an-
dere nationalsozialistische Verbrechen gegen die
Menschlichkeit leugnet, gröblich verharmlost, gut-
heißt oder zu rechtfertigen sucht."

5. Der bisherige § 3 g Abs. 2 erhält die Bezeich-
nung „§ 3 i"; in diesem treten an die Stelle der
Worte „Freiheitsstrafe von 5 bis 10 Jahren" die
Worte „Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn
Jahren".

6. Nach dem neuen § 3 i wird folgender § 3 j
angefügt:

„§ 3 j . Die Hauptverhandlung und Urteilsfällung
wegen der in den §§ 3 a bis 3 i bezeichneten
Verbrechen obliegt dem Geschworenengericht."

Waldheim

Vranitzky

1 4 9 . Bundesgesetz über die zivilrechtliche
Durchführung des Embargos gegen den Irak

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Forderungen der Regierung Iraks, einer
natürlichen oder juristischen Person im Irak oder
einer Person, die durch oder für eine solche
natürliche oder juristische Person tätig wird, sind
nicht zu erfüllen, wenn sie im Zusammenhang mit
Verträgen oder sonstigen Transaktionen geltend
gemacht werden, deren Erfüllung durch die
Maßnahmen des Sicherheitsrats der Vereinten
Nationen nach der Resolution 661 (1990), BGBl.
Nr. 524 a/1990, und damit zusammenhängenden
Resolutionen beeinträchtigt wurde.

(2) Der Beweis dafür, daß die Erfüllung des
Vertrages oder die Ausführung der Transaktion
durch die in Abs. 1 genannten Maßnahmen nicht
berührt wurde, obliegt dem, der den Anspruch
geltend macht.
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